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8. März 2015 
 
 
 
Erläuterungen des Gemeinderates Unterkulm zur 
Revision der Gemeindeordnung Unterkulm mit 
Übertragung der Kompetenz für die Zusicherung 
des Gemeindebürgerrechts an den Gemeinderat 
 
 
 
 
 
 
Abstimmungsfrage: 
 
Stimmen Sie der Revision der Gemeindeordnung 
Unterkulm zu? 
 

 

 

 

 

 

 

 

Verfasser: 

Gemeinderat, 5726 Unterkulm, Telefon 062 768 82 40, Fax 062 768 82 42 

E-Mail: gemeinde@unterkulm.ch, Internet: www.unterkulm.ch 

  



Der Gemeinderat hat den Stimmberechtigten der Gemeinde Unterkulm an der 
Gemeindeversammlung vom 27. November 2014 die revidierte Gemeinde-
ordnung zur Beschlussfassung vorgelegt. Dieser Antrag beinhaltete folgende zwei 
Änderungen: 
 
1. Kompetenzdelegation für die Zusicherung des Gemeindebürgerrechts an den 
Gemeinderat 

2. Reduktion der Anzahl Mitglieder der Schulpflege ab Amtsperiode 2018/2021 
 
 
Die Gemeindeversammlung hat eine Reduktion der Anzahl Mitglieder der 
Schulpflege abgelehnt. Die Kompetenzdelegation für die Zusicherung des 
Gemeindebürgerrechts an Ausländerinnen und Ausländer an den Gemeinderat 
wurde mit grossem Mehr genehmigt. Die revidierte Gemeindeordnung wurde 
unter Berücksichtigung dieser beiden Teilabstimmungen insgesamt genehmigt 
und bedarf für deren Gültigkeit einer zwingenden Urnenabstimmung. 
 
 
Allgemeine Anpassung der Gemeindeordnung 
 
Die geltende Gemeindeordnung der Gemeinde Unterkulm wurde von der 
Einwohner-Gemeindeversammlung am 31. Mai 2002 und von den Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger an der Urnenabstimmung vom 22. September 
2002 genehmigt und per 01. Januar 2003 in Kraft gesetzt. Die in der Gemeinde-
ordnung vorgenommenen Anpassungen sind daher primär formaler Natur. Als 
wesentliche Anpassung beinhaltet die zu genehmigende Gemeindeordnung neu 
die Übertragung der Einbürgerungskompetenz an den Gemeinderat. Die revi-
dierte Gemeindeordnung ist am Ende der Erläuterungen vollständig abgedruckt. 
 
 
 
Übertragung der Einbürgerungskompetenz an den 
Gemeinderat 
 
Das seit 2014 geltende revidierte Bürgerrechtsgesetz des Kantons Aargau räumt 
den Gemeinden die Möglichkeit ein, die Kompetenz für die Zusicherung des 
Gemeindebürgerrechts an Ausländer von der Gemeindeversammlung an den 
Gemeinderat zu übertragen. Seit Jahren haben die Stimmberechtigten an prak-
tisch jeder Gemeindeversammlung über Einbürgerungsgesuche zu befinden. 
Dabei bleibt ihnen kaum etwas anderes übrig, als die Gesuche gutzuheissen. 
Gemäss Rechtsprechung des Bundesgerichts müssen ablehnende Entscheide 
begründet werden. Als Ablehnungsgrund werden nur konkrete Vorbehalte gegen 
einzelne zur Einbürgerung stehende Personen anerkannt. Solche vorzubringen ist 
praktisch nicht möglich, weil der Gemeinderat nur zur Einbürgerung vorschlägt, 
wer die verlangten Voraussetzungen erfüllt. Allgemeine Bedenken gegen die 
Einbürgerung an sich oder gegen die Bürgerrechtsbewerberinnen und -bewerber 



genügen als Begründung von ablehnenden Entscheiden nicht. Sie haben auf 
Beschwerde hin die Aufhebung des entsprechenden Gemeindeversammlungs-
beschlusses durch das Bundesgericht zur Folge. Dies wäre für die Gemeinde mit 
Kosten und zusätzlichen Umtrieben verbunden. Auch Referendumsabstimmungen 
gegen Einbürgerungsentscheide der Gemeindeversammlung sind nicht zugelas-
sen. Das Mitwirkungsrecht der Gemeindeversammlung ist somit eher pro forma. 
Dies rechtfertigt den damit verbundenen administrativen und zeitlichen Aufwand 
nicht. Viele Stimmberechtigte nehmen wegen der unbefriedigenden Situation 
nicht mehr an Gemeindeversammlungen teil. Diese Entwicklung gilt es ernst zu 
nehmen. 
 
 
Neue gesetzliche Bestimmungen 
 
Seit dem 1. Januar 2014 ist das neue kantonale Bürgerrechtsgesetz in Kraft, das 
eine rechtliche Grundlage für eine Kompetenzdelegation im Bereich der Zu-
sicherung des Bürgerrechtes vorsieht. Neu kann die Kompetenz für die Zusiche-
rung des Bürgerrechts bei einer ordentlichen Einbürgerung durch Anpassung der 
Gemeindeordnung an den Gemeinderat delegiert werden.  
 
Dem Gemeinderat und der Gemeindeversammlung obliegt nicht dasselbe Akten-
einsichtsrecht für ihren Entscheid. Während dem Gemeinderat das volle Ein-
sichtsrecht zu teil wird, hat die Gemeindeversammlung (auch weiterhin) bloss 
Einsicht in den Bericht des Gemeinderates und damit keinen Zugang zu den um-
fangreichen Angaben. Hier greifen die Grundlagen des Datenschutzes, welche 
eine Offenlegung sämtlicher Unterlagen nicht erlauben. 
 
Ebenfalls neu ist die Publikationspflicht zwecks Mitwirkung der Bevölkerung. 
Nach Eingang eines Einbürgerungsgesuches prüft der Gemeinderat im Sinne 
einer Vorprüfung folgende Einbürgerungsvoraussetzungen: a) Aufenthaltsdauer, 
b) Beachten der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und c) Wille zur Teilnahme 
am Wirtschaftsleben oder zum Erwerb von Bildung. Sind die Voraussetzungen 
erfüllt, veröffentlicht der Gemeinderat das Gesuch im amtlichen Publikations-
organ. Jede Person kann innert 30 Tagen seit der amtlichen Publikation dem 
Gemeinderat eine schriftliche Eingabe zum Gesuch einreichen. Mit dieser 
Möglichkeit wird neu die Mitwirkung der gesamten Bevölkerung ermöglicht. Nach 
altem Recht war diese Mitwirkung nur den Teilnehmenden an der Gemeinde-
versammlung vorbehalten. Der Gemeinderat hat Hinweisen aus der Bevölkerung 
nachzugehen und die nötigen Abklärungen zu treffen. Die Bürgerrechts-
bewerberinnen und -bewerber werden mit den gegen sie erhobenen Einwänden 
konfrontiert und sie können sich dazu äussern. Dieses Vorgehen ist fairer und 
effizienter, als wenn erst am Schluss des langen Verfahrens aus der Mitte der 
Gemeindeversammlung Vorbehalte geäussert werden, die sich vor Ort nicht 
überprüfen und einordnen lassen. 
  



Hat die Kompetenzdelegation mehr Einbürgerungen zur Folge? 
 
Die Änderung wird keine Zunahme der positiven Einbürgerungsentscheide zur 
Folge haben. Der Gemeinderat prüft die Gesuche schon jetzt gründlich und 
kritisch. Er wird dies auch in Zukunft tun und Gesuche von Bewerberinnen und 
Bewerbern, welche die Voraussetzungen nicht einwandfrei erfüllen, ablehnen. In 
seinem Rechenschaftsbericht muss der Gemeinderat gestützt auf § 19 KBüG auf-
zeigen, wie viele Gesuche er bewilligt oder abgelehnt hat. Positive Entscheide der 
Gemeinde werden erst durch die Verleihung des Kantonsbürgerrechts durch den 
Grossen Rat respektive seine Einbürgerungskommission rechtswirksam. Im 
kantonalen Verfahren werden sämtliche Dossiers noch einmal gründlich kon-
trolliert. 
 
 
 
 
 
Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten, den Gemeindever-
sammlungsbeschluss zu bestätigen und die Revision der Gemeinde-
ordnung Unterkulm mit einem JA auf dem Stimmzettel zu genehmigen. 
 
 
 
 
 

Abstimmungsfrage: 
 
Stimmen Sie der Revision der Gemeindeordnung Unterkulm zu? 

 
 
 
 


